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7Ziele und Aufgaben

Mehrere Millionen Menschen in Deutschland arbeiten im Gesundheitsdienst, in sozialen 
Berufen oder in Unternehmen im Bereich Beauty und Wellness. Die Tätigkeiten erfordern 
einen hohen persönlichen Einsatz und bringen unter Umständen Unfallrisiken oder akute 
Gesundheitsgefahren mit sich.

Die Interessenvertretungen setzen sich für die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen im 
Betrieb ein. Im privatwirtschaftlichen Sektor nimmt der Betriebsrat diese Aufgabe wahr. In 
Einrichtungen mit kirchlicher Trägerschaft ist es die Mitarbeitendenvertretung, kurz: MAV.

Als Interessenvertretung ist es Ihre Aufgabe, die Rechte der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
zu schützen. Unter anderem müssen die Beschäftigten ihrer Arbeit sicher und gesund nach-
gehen können. Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 
(BGW) ist als gesetzliche Unfallversicherung Ihre verlässliche Partnerin beim Arbeitsschutz.

Ziele und Aufgaben

Die BGW steht für Prävention und Rehabilitation
Wir helfen, die Arbeit menschengerecht zu gestalten, Unfälle zu verhindern und Berufskrankheiten 
vorzubeugen. Bei einem arbeitsbedingten Gesundheitsschaden oder einer Erkrankung gewähr-
leisten wir eine optimale medizinische Behandlung und eine angemessene Entschädigung. Wir 
unternehmen alles, um Verletzte oder Erkrankte wieder ins Berufs- und Sozialleben zu integrieren.
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Die Verantwortung im Arbeitsschutz liegt bei der Geschäftsleitung. Betriebsrat und MAV 
arbeiten vertrauensvoll mit der Geschäftsleitung zusammen und stehen im Austausch mit 
den Beschäftigten. Die Kollegen und Kolleginnen wenden sich mit Problemen, Sorgen und 
Ideen eventuell direkt an Sie. Sie achten darauf, dass Gesetze und Vorschriften zum Gesund-
heitsschutz eingehalten werden. Sie sorgen für besonders schutzbedürftige Personen. Sie 
gestalten gesundheitsförderliche Arbeitsbedingungen mit. Das gibt der betrieblichen Inte-
ressenvertretung viele Chancen, zu gestalten und Einfluss zu nehmen. Das sind Ihre Aufga-
ben und Rechte im Arbeitsschutz:

•	 Überwachung: Sie achten darauf, dass die Arbeitsschutzvorschriften eingehalten werden
•	 Information: Sie müssen zeitnah über relevante Angelegenheiten und Entscheidungen 

informiert werden
•	 Mitwirkung beziehungsweise Mitberatung: Sie müssen gehört werden und Position 

beziehen können
•	 Mitbestimmung: In bestimmten Angelegenheiten muss Ihre Zustimmung eingeholt werden
 
Diese Voraussetzungen bieten Ihnen die Möglichkeit, gesunde und sichere Bedingungen 
am Arbeitsplatz gemeinsam mit dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin zu gestalten. Sel-
ber anordnen können Sie Arbeitsschutzmaßnahmen jedoch nicht. Die Anordnung von Maß-
nahmen und die Verantwortung der Umsetzung sind Aufgabe der Geschäftsführung.

Besonderheiten für Kirchen, Caritas und Diakonie

Evangelische und katholische Kirche, Caritas und Diakonie verwenden statt Mitwirkung den 
Begriff Mitberatung.

Die BGW – Ihre Berufsgenossenschaft
Die BGW ist die Unfallversicherung für die nicht staatlichen Gesundheitseinrichtungen und die 
Beschäftigten der Wohlfahrtsverbände. Die BGW in Zahlen: 2023 zählte die BGW rund 660.000 
Mitgliedsbetriebe mit über neun Millionen Beschäftigten. Pflichtversichert sind alle Angestellten 
und ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sowie betreute Beschäftigte in Einrichtun-
gen für Menschen mit Behinderungen. Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle bei der Arbeit 
oder auf dem Weg von und zur Arbeit sowie die in der Berufskrankheitenverordnung definierten 
Berufskrankheiten. Darüber hinaus können die Versicherten verschiedene Leistungen in Anspruch 
nehmen, um beruflich bedingte Erkrankungen frühzeitig oder präventiv zu behandeln.

BGW kompakt – Angebote, Informationen, Leistungen für alle BGW-Mitgliedsbetriebe | BGW 03-03-000
www.bgw-online.de/media/BGW03-03-000

https://www.bgw-online.de/media/BGW03-03-000
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Die rechtliche Grundlage für die Arbeit eines Betriebsrats in einem privatwirtschaftlich orga-
nisierten Betrieb ist das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG). Das Gesetz bietet unter ande-
rem einen weiten Rahmen für die betriebliche Mitbestimmung.

Die evangelische und die katholische Kirche haben laut Grundgesetz eine rechtliche Son-
derstellung. Sie dürfen eigene Regelungen treffen und für ihren Bereich die betriebliche 
Mitbestimmung eigenständig ordnen. Die Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) ist die 
rechtliche Grundlage für die katholische Kirche und die Caritas. In der evangelischen Kirche 
und Diakonie regelt das Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (MVG-EKD) die betriebliche Interessenvertretung. Die Mitbestim-
mungsrechte im kirchlichen Bereich gehen weniger weit als das staatliche Recht.

Im Folgenden informieren wir jeweils über Unterschiede zwischen kirchlichem und säkula-
rem Recht mithilfe von Informationskästen.

Die wichtigsten rechtlichen Grundlagen für Ihre Tätigkeiten im Arbeitsschutz und die Grundlage der 
Mitbestimmung sind das Arbeitsschutzgesetz (insbesondere §§ 14 und 15), das Arbeitssicherheits
gesetz (§§ 9 und 11), die DGUV Vorschrift 1 Grundsätze der Prävention, die DGUV Vorschrift 2 
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit und das Bürgerliche Gesetzbuch (§ 618 BGB).

Die rechtlichen Grundlagen

Rechtliche Grundlagen

Gesetze, Verordnungen und Vorschriften:
	- Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)
	- Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG)
	- Sozialgesetzbuch Siebtes und Neuntes Buch (SGB VII und IX)
	- Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
	- Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV)
	- Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)
	- DGUV Vorschrift 1 Grundsätze der Prävention
	- DGUV Vorschrift 2 Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit

Mitbestimmungsregelungen:
	- Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)
	- Mitarbeitervertretungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland (MVG-EKD)
	- Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO)

Der Selbst-Check für Ihre Organisation
Überprüfen Sie, ob Ihr Unternehmen die rechtlichen Anforderungen an eine gute Arbeitsschutz-
organisation erfüllt. Mit dem BGW Orga-Check nehmen Sie die wichtigsten Standards unter die 
Lupe: Mithilfe von 15 Bausteinen prüfen Sie unkompliziert, wie gut der Arbeitsschutz in Ihrem 
Betrieb aufgestellt ist. Sie erkennen, welche Handlungsbedarfe bestehen und was sich wie ver-
bessern lässt. Für einen schnellen Überblick können Sie auch den Kurztest zum Download nutzen.

www.bgw-online.de/orga-check

https://www.bgw-online.de/orga-check
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Mit dem Arbeitsschutz sind im Betrieb neben der Interessenvertretung verschiedene  
Personen beschäftigt – ein interdisziplinäres Team.

•	 Geschäftsleitung oder Inhaberinnen und Inhaber
•	 Betriebliche Interessenvertretung
•	 Betriebsärzte und Betriebsärztinnen
•	 Fachkräfte für Arbeitssicherheit
•	 Sicherheitsbeauftragte
•	 Ersthelfer und Ersthelferinnen
•	 Brandschutzbeauftragte und Brandschutzhelferinnen und -helfer 

In größeren Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten setzt sich aus diesem Personen-
kreis der Arbeitsschutzausschuss zusammen. Die betriebliche Interessenvertretung benennt 
dafür aus ihren Reihen zwei Mitglieder.

Arbeitsschutz im Team
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Der Arbeitsschutzausschuss (ASA) ist das koordinierende Gremium im betrieblichen Arbeits-
schutz. Hier können Sie aktiv mitgestalten. Behandelt werden Themen wie die Gefährdungs-
beurteilung, die Auswertung des betrieblichen Unfallgeschehens und die sich daraus erge-
benden erforderlichen Maßnahmen. Vorschläge für betriebliche Präventionsprogramme 
werden besprochen oder Arbeitsschutzmaßnahmen und Schutzmaßnahmen für besondere 
Personengruppen wie Auszubildende oder Schwerbehinderte geplant. So entsteht ein Kom-
munikationsnetzwerk, über das sich alle Beteiligten austauschen und bei Bedarf weitere 
Expertise hinzuziehen können. Das Engagement der Interessenvertretung im ASA lohnt sich 
also.

Der ASA tritt mindestens vierteljährlich zusammen. Empfehlenswert ist eine Geschäfts
ordnung, in der unter anderem die Protokollierung der Sitzungsergebnisse geregelt wird.

Arbeitsschutzausschuss

Der Arbeitsschutzausschuss
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Die betrieblichen Interessenvertretungen achten darauf, dass Gesetze und Vorschriften zum 
Gesundheitsschutz wie das Arbeitssicherheitsgesetz oder die Unfallverhütungsvorschriften 
eingehalten werden. Das ist eine Berechtigung und Verpflichtung zugleich.

Einerseits bedeutet das, einen wachsamen Blick zu haben auf die Verantwortlichkeiten der 
Arbeitgeberseite, andererseits die Beschäftigten zu unterstützen und zu motivieren, sich 
an Sicherheitsregeln und Schutzmaßnahmen zu halten.

Wachsam im Arbeitsschutz

Checkliste Überwachungsaufgaben

Systematische Organisation des Arbeitsschutzes
	�Betriebsärztliche Betreuung ist bestellt

	� Fachkraft für Arbeitssicherheit steht für die sicherheitstechnische Beratung zur  
Verfügung und ist regelmäßig erreichbar

	�Sicherheitsbeauftragte sind entsprechend der DGUV Vorschrift 1 in ausreichender 
Zahl bestellt

	� Ersthelferinnen und Ersthelfer sind entsprechend der DGUV Vorschrift 1 in  
ausreichender Zahl bestellt

	�Brandschutzbeauftragte sowie Brandschutzhelferinnen und -helfer sind  
entsprechend der ASR A2.2 in ausreichender Anzahl benannt

	� Je nach Betriebsgröße gibt es einen ASA und regelmäßige Treffen

	�Arbeitsstätten, Arbeitsmittel und Abläufe sind sicher gestaltet

	�Betriebsanweisungen sind erstellt, bekannt und einsehbar

	�Unterweisungen der Beschäftigten finden regelmäßig statt

	�Arbeitsplatzbegehungen finden strukturiert und regelmäßig statt

	�Arbeitsschutzvereinbarungen aus Tarifverträgen, kirchlichen Arbeitsrechts
regelungen und Betriebsvereinbarungen werden erfüllt

	�Arbeitszeitgesetz und Vorgaben zur Arbeitszeiterfassung sowie Dienstplanung  
werden eingehalten

 
Gefährdungsbeurteilung

	�Gefährdungsbeurteilungen liegen vor und werden regelmäßig aktualisiert

	�Schutzmaßnahmen sind dokumentiert und umgesetzt

	�Wirksamkeit und Einhaltung der Schutzmaßnahmen werden regelmäßig überprüft
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Die Verantwortung für den Arbeitsschutz liegt bei der Geschäftsleitung beziehungsweise 
dem Inhaber oder der Inhaberin. Der Überwachungsauftrag erfordert, dass sich die Mitglie-
der der betrieblichen Interessenvertretung entsprechend weiterbilden und auf dem Laufen-
den halten. Auch sollten sie die vielseitige betriebliche Praxis und den Arbeitsalltag gut 
genug kennen, um Probleme zu erkennen und Lösungen recherchieren und vorschlagen zu 
können.

Kommunikative Fähigkeiten sind gefragt. Es geht bei der Überwachung in erster Linie um 
vertrauensvolle Zusammenarbeit, um Unterstützung und Überzeugung. Direkte Anweisun-
gen an Beschäftigte kann die Interessenvertretung nicht aussprechen.
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Die betriebliche Interessenvertretung muss bei Angelegenheiten aus ihrem Tätigkeitsbe-
reich rechtzeitig und unaufgefordert informiert werden. Relevante Unterlagen darf die Inte-
ressenvertretung einsehen. Behördliche Auflagen und berufsgenossenschaftliche Anord-
nungen zum Arbeitsschutz oder auch zum Umweltschutz müssen ihr unverzüglich mitgeteilt 
werden. Für die Informationsweitergabe ist es sinnvoll, klare und transparente Kommunika-
tionswege im Unternehmen zu etablieren. Also zum Beispiel zwischen Interessenvertretung, 
ASA, Beschäftigten und Arbeitgeber oder Arbeitgeberin.

Die Interessenvertretung kann auch eigene Recherchen anstellen und selbst Informationen 
beschaffen. Ist dazu die Unterstützung eines Experten oder einer Expertin nötig, können 
diese hinzugezogen werden. Die Unternehmensleitung muss darüber informiert werden und 
die Kosten übernehmen.

Im Betriebsverfassungsgesetz sind Ordnungsgelder vorgesehen, wenn ein Betrieb wieder-
holt gegen die Informationspflicht verstößt. Ein solches Ordnungsgeld kann ein Arbeitsge-
richt auf Antrag eines Betriebsrats festsetzen.

Information

Besonderheiten für Kirchen, Caritas und Diakonie

MAVO und MVG-EKD sehen Ordnungsgelder nur sehr eingeschränkt vor.
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Informationen zu anzeigepflichtigen Arbeitsunfällen

Arbeitsunfälle, die mehr als drei Kalendertage Arbeitsunfähigkeit oder Schlimmeres nach sich 
ziehen, müssen bei der Berufsgenossenschaft angezeigt werden. Die betriebliche Interessen-
vertretung muss über den Unfall offiziell informiert werden, die Anzeige unterschreiben und 
eine Kopie erhalten. Auch die Information über nicht anzeigepflichtige Arbeitsunfälle, die 
im Verbandbuch dokumentiert sind, können als Grundlage zur Prävention wichtig sein.

www.bgw-online.de/unfaelle-psyche

Informationen zu Berufskrankheitenverfahren

Besteht bei einem oder einer Beschäftigten der Verdacht auf eine Berufskrankheit, muss 
das der Berufsgenossenschaft gemeldet werden. Die Berufsgenossenschaft untersucht den 
Fall, um die Versicherungsansprüche zu klären. Dazu werden relevante gefährdende Tätig-
keiten des oder der Betroffenen recherchiert. Diese Auskünfte werden dem Arbeitgeber oder 
der Arbeitgeberin mitgeteilt. Diese sind verpflichtet, die Interessenvertretung zu informieren.

www.bgw-online.de/berufskrankheit

Informationen im Rahmen der betriebsärztlichen und sicherheits
technischen Betreuung

Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Betriebsärzte und -ärztinnen informieren die betriebliche 
Interessenvertretung über aktuelle Arbeitsschutzthemen im Betrieb. Für den Fall, dass die 
Leitung eines Betriebsteils für wichtig erachtete Vorschläge ablehnt, kann die betriebliche 
Interessenvertretung sich direkt an die übergeordnete Leitung wenden.

Besonderheiten für Kirchen, Caritas und Diakonie

Für den kirchlichen Bereich ist der Weg über die übergeordnete Leitung nicht vorgesehen.

https://www.bgw-online.de/unfaelle-psyche
https://www.bgw-online.de/berufskrankheit
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Unterrichtung bei baulichen, technischen oder organisatorischen Ver-
änderungen im Betrieb

Im Betrieb werden eventuell Neu-, Um- und Erweiterungsbauten, technische Anlagen und 
Arbeitsplätze geplant oder neue Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufe festgelegt. Die Unter-
nehmensleitung muss die betriebliche Interessenvertretung frühzeitig unterrichten und an 
den Beratungen beteiligen. Diese kann im Rahmen der Mitbestimmung Einwände erheben. 
Ohne ihre Zustimmung darf die geplante Maßnahme nicht umgesetzt werden.

Ausnahme von einer Unfallverhütungsvorschrift

Unfallverhütungsvorschriften der gesetzlichen Unfallversicherung sind verbindliche Vorga-
ben für die Unternehmen. Allerdings sieht die DGUV Vorschrift 1 die Möglichkeit vor, von 
einer Vorgabe abzuweichen. Dafür ist eine Ausnahmegenehmigung der jeweils zuständigen 
Berufsgenossenschaft erforderlich. Für den Antrag muss eine Stellungnahme der betrieb-
lichen Interessenvertretung eingeholt werden. Das Unternehmen kann den Antrag auch ein-
reichen, wenn die Interessenvertretung unterrichtet wurde, aber keine Stellungnahme abge-
geben hat.

Zusammenarbeit mit der BGW und den Behörden

Die betriebliche Interessenvertretung muss an allen Unfalluntersuchungen und Besichtigun-
gen der Berufsgenossenschaft und der Behörden wie den staatlichen Ämtern für Arbeits-
schutz und den Gewerbeaufsichtsämtern beteiligt werden und an Besprechungen teilneh-
men können. Die Interessenvertretung erhält die schriftlichen Berichte und Protokolle.
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Die betrieblichen Interessenvertretungen müssen an Entscheidungen zur Sicherheit und 
Gesundheit im Unternehmen Einfluss nehmen können und beteiligt werden. Die stärkste 
Möglichkeit der Einflussnahme ist die Mitbestimmung. Mitbestimmung bedeutet, gemein-
sam mit der Unternehmensleitung zu entscheiden.

Immer wenn die Unternehmensleitung einen Ermessensspielraum bei der Umsetzung von 
Vorschriften hat, muss bei mitbestimmungspflichtigen Angelegenheiten die Zustimmung 
der Interessenvertretung eingeholt werden. Dort, wo es keinen Spielraum gibt, muss die 
Interessenvertretung die Einhaltung der Vorschriften überwachen können.

Können sich beide Parteien bei mitbestimmungspflichtigen Angelegenheiten nicht einigen, 
entscheidet die Einigungsstelle. Einigungsstellen gibt es nach dem Betriebsverfassungs-
gesetz und eingeschränkt auch in den kirchlichen Mitarbeitervertretungsregelungen. Beide 
Seiten können sie im Konfliktfall einberufen.

Einigungsstellen sind paritätisch besetzt, die Mitglieder werden von beiden Parteien 
benannt. Auf die vorsitzende Person müssen sich beide Seiten einigen.

Die Einigungsstelle fungiert nicht wie ein Gericht, sondern erarbeitet einen Einigungsvor-
schlag, den beide Seiten mittragen können. Die Beisitzenden stimmen anschließend über 
den Vorschlag ab, der oder die Vorsitzende enthält sich zunächst. Wenn die erste Abstim-
mungsrunde kein Ergebnis liefert, gibt die Stimme des oder der Vorsitzenden den Ausschlag.

Mitbestimmung



18 Mitbestimmung

Betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung

Jeder Betrieb, der Angestellte oder Ehrenamtliche beschäftigt, muss sich betriebsärztlich 
und sicherheitstechnisch beraten lassen: Die Arbeitsschutzbetreuung bringt die erforder-
liche Fachkompetenz in den Betrieb und hilft bei der Arbeitsschutzorganisation.

www.bgw-online.de/bus

Wie die Betreuung gestaltet werden kann und welche Inhalte diese sogenannten Betreu-
ungsformen haben, ist in der DGUV Vorschrift 2 geregelt. Bei der Entscheidung für eine 
bestimmte Form der Betreuung haben die betrieblichen Interessenvertretungen ein Mitbe-
stimmungsrecht. Die Unternehmensleitung benötigt auch die Zustimmung für die Auswahl 
eines Betriebsarztes oder einer Betriebsärztin und der Fachkraft für Arbeitssicherheit. Und 
zwar unabhängig davon, ob jemand eingestellt, beauftragt oder aus dem Kreis der Mitarbei-
tenden ausgebildet werden soll. Die Zustimmung der Interessenvertretung ist auch im Fall 
einer Abberufung erforderlich. Sie kann eine Abberufung auch initiieren.

Gefährdungsbeurteilung

Das Arbeitsschutzgesetz verpflichtet alle Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen, Gefährdungs-
beurteilungen für alle Arbeitsplätze zu erstellen, sie anlassbezogen zu ergänzen und regel-
mäßig fortzuschreiben. Die Gefährdungsbeurteilung ist eine wichtige Aufgabe im Arbeits-
schutz. Es werden Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe, Arbeitsverfahren, Arbeitsplätze und 
Arbeitsabläufe sowie Schutzmaßnahmen ausgewählt und gestaltet, um gesunde und sichere 
Arbeitsbedingungen zu schaffen. Diese Aufgaben können auch delegiert werden.

Hier kann sich die betriebliche Interessenvertretung besonders für die gesundheitsförder-
liche Gestaltung der Arbeitsplätze engagieren. Also an Begehungen teilnehmen, die Kom-
munikation zwischen den Beschäftigten, der betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen 
Betreuung und der Geschäftsführung moderieren und eigene Vorschläge einbringen. Es ist 
empfehlenswert, die Gefährdungsbeurteilung als Projekt für jeden Bereich inklusive Zeit-
plan und Zuständigkeiten zu gestalten.

www.bgw-online.de/gefaehrdungsbeurteilung

Details zur Durchführung der psychischen sowie der technischen Gefährdungsbeurteilung 
sind in weiteren Verordnungen, Regeln oder Vorschriften beschrieben, verbindlich oder mit 
Ermessensspielraum. Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärzte oder -ärztinnen 
beraten bei der Gefährdungsbeurteilung.

Sie als betriebliche Interessenvertretung werden im Rahmen der Mitbestimmung in den Pro-
zess einbezogen. Unter die Mitbestimmung fällt unter anderem die Entscheidung über die 
Art der betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung.

https://www.bgw-online.de/bus
https://www.bgw-online.de/gefaehrdungsbeurteilung
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Festlegung von Arbeitsbereichen
Im ersten Schritt der Gefährdungsbeurteilung müssen zu untersuchende Arbeitsbereiche 
festgelegt werden. Dazu werden gegebenenfalls Arbeitsplätze und Tätigkeiten entspre-
chend den betrieblichen Strukturen und Abläufen zusammengefasst. Die Festlegung der 
Arbeitsbereiche und Tätigkeiten unterliegt der Mitbestimmung.

Vorgaben zur Durchführung und von Methoden
Welche Methode soll für die Gefährdungsbeurteilung gewählt werden? Möglich sind bei-
spielsweise Betriebsbegehungen, Auswertungen von Unfällen oder Schadensereignissen, 
Personalbefragungen oder auch Prozessanalysen. Sie haben bei der Auswahl der Methoden 
und deren Auswertung sowie bei den Vorgaben zur Durchführung ein Mitbestimmungsrecht.

Auswahl der Schutzmaßnahmen
Bei der Festlegung der Maßnahmen achten Sie darauf, dass Vorschriften eingehalten, der 
Stand der Technik beachtet und die Ressourcen der Beschäftigten berücksichtigt werden. 
Sofern mehrere Maßnahmen zu gleichwertigen Ergebnissen führen, können Sie bei der Aus-
wahl der Maßnahme mitbestimmen.

Fristen und Aktualisierungen
Arbeitsschutz ist ein kontinuierlicher Verbesserungsprozess. Die Wirksamkeit der Maßnah-
men muss regelmäßig überprüft werden. Gegebenenfalls muss nachgebessert werden. 
Geänderte Vorschriften, die Anschaffung neuer Geräte oder die Umgestaltung von Arbeits-
bereichen sind Anlässe für eine Aktualisierung.

Definition von Art und Umfang der Dokumentation
Die Gefährdungsbeurteilung muss dokumentiert werden. Die Inhalte der Dokumentation 
sind in § 6 im Arbeitsschutzgesetz festgelegt. Sie achten darauf, dass die Dokumentation 
den Anforderungen entspricht.

Das Mutterschutzgesetz sieht vor, dass alle Betriebe eine anlassunabhängige Gefährdungs-
beurteilung für den Fall erstellen, dass eine Kollegin schwanger wird. Gibt eine Mitarbeiterin 
ihre Schwangerschaft bekannt, erstellt der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin eine soge-
nannte anlassbezogene Gefährdungsbeurteilung für die Schwangere: Sie berücksichtigt die 
konkrete und aktuelle Situation am Arbeitsplatz der werdenden Mutter. Ihr ist außerdem ein 
Gespräch über weitere Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen anzubieten.

Auch für Jugendliche unter 18 Jahren muss eine entsprechende Gefährdungsbeurteilung 
erarbeitet werden, in die die Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes einfließen.
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Unterweisung der Beschäftigten

Die Beschäftigten müssen zu Gefährdungen und Belastungen, die bei ihren Tätigkeiten und 
in ihrer Arbeitsumgebung auftreten können, sowie zu den entsprechenden Schutzmaßnah-
men unterwiesen werden. Das muss vor Aufnahme der Tätigkeit geschehen und regelmäßig 
sowie anlassbezogen bei Veränderungen wiederholt werden. Vorgeschrieben ist eine Unter-
weisung mindestens einmal jährlich, bei Jugendlichen mindestens alle sechs Monate. Art, 
Umfang und konkrete Inhalte dieser Unterweisungen sind mitbestimmungspflichtig. Inhalte 
der Unterweisungen sind beispielsweise die Erkenntnisse aus den Gefährdungsbeurteilun-
gen und den Begehungen. Die Weitergabe dieser Informationen ist elementar im Arbeits-
schutz.

Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsabläufen und Arbeitsumgebung

Änderungen in der Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsabläufen und der Arbeitsumge-
bung sollten grundsätzlich mit einer Verbesserung der Sicherheit und der Gesundheit ein-
hergehen. Wenn geplante Änderungen die Beschäftigten besonders belasten, hat die 
betriebliche Interessenvertretung ein Mitbestimmungsrecht. Sie kann angemessene Maß-
nahmen verlangen, um solche Belastungen zu vermeiden oder zumindest zu mildern.

Besonderheiten für Kirchen, Caritas und Diakonie

Das Mitbestimmungsverfahren nach MVG-EKD und MAVO sieht konkrete Fristen für die  
Zustimmung oder Ablehnung vor. Wenn sich die MAV innerhalb der Frist nicht äußert, gilt das 
als „schweigende Zustimmung“.
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Bei den Arbeitsschutzangelegenheiten, die nicht mitbestimmungspflichtig sind, ist die 
betriebliche Interessenvertretung mitwirkend und beratend beteiligt. Die Entscheidungs-
kompetenz liegt in diesen Fällen allein bei der Unternehmensleitung.

Sicherheitsbeauftragte

Die Aufgabe der Sicherheitsbeauftragten ist es, als Bindeglied zwischen Führung und 
Beschäftigten auf Unfall- und Gesundheitsgefahren in den Arbeitsbereichen zu achten, über 
Gefährdungen zu informieren und auf ein sicherheitsgerechtes Verhalten hinzuwirken. Die 
betriebliche Interessenvertretung muss an der Benennung beteiligt werden.

www.bgw-online.de/media/BGW04-06-004

Zusammenarbeit mit der BGW und den Behörden

Die BGW bezieht die betrieblichen Interessenvertretungen beim Arbeitsschutz mit ein. Und 
ebenso können Sie Ihre Berufsgenossenschaft und andere zuständige Behörden mit Aus-
künften und Anregungen unterstützen.

Eine praktische Gelegenheit sind Besichtigungs- und Beratungstermine mit unserem 
Präventionsdienst. Die finden zum einen routinemäßig statt oder im Zusammenhang mit 
der Ursachenermittlung nach einem Unfall oder der Meldung einer Berufskrankheit. Zum 
anderen können Sie uns – Ihr zuständiges Kundenzentrum – aktiv kontaktieren und 
einen Beratungstermin vereinbaren. Entsprechende Kontaktdaten finden Sie am Ende 
dieser Schrift.

Auswahl persönlicher Schutzausrüstungen

Der Betrieb muss seinen Beschäftigten geeignete persönliche Schutzausrüstungen zur Ver-
fügung zu stellen, also beispielsweise Schutzhandschuhe, Schutzkittel, Schutzbrillen oder 
Sicherheitsschuhe. Ein Bedarf kann sich aus dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung 
ergeben. Damit Schutzausrüstungen im Alltag auch benutzt werden, müssen die Beschäf-
tigten und die Interessenvertretung bei der Auswahl und Ablaufplanung mit einbezogen 
werden. Hier geht es um Information und Erprobung, um Austausch über Anforderungen, 
Nutzen und Anwendungshindernisse.

Mitwirkung beziehungsweise Mitberatung

Besonderheiten für Kirchen, Caritas und Diakonie

Evangelische und katholische Kirche, Caritas und Diakonie verwenden statt Mitwirkung den 
Begriff Mitberatung.

https://www.bgw-online.de/media/BGW04-06-004


22 Beanstandungen durch die betriebliche Interessenvertretung

Sie stehen im Austausch mit den Beschäftigten. Die Kollegen und Kolleginnen wenden sich 
mit Hinweisen auf Sicherheitsmängel oder Belastungen eventuell direkt an Sie.

Ungesundes oder riskantes Verhalten kann auch andere in Mitleidenschaft ziehen. Es ist 
also im allgemeinen Interesse, Kollegen und Kolleginnen auf Fehler hinzuweisen.

Die Mitglieder der betrieblichen Interessenvertretung sollen die Initiative ergreifen und zur 
Beseitigung von Gefahrenquellen und Missständen beitragen, indem sie das Gespräch 
suchen und Hinweise geben. Dabei gelten die Schweigepflicht und die Datenschutzbestim-
mungen für die Beteiligten.

Wenn sich Probleme so nicht lösen lassen, können auch institutionelle Wege beschritten 
werden. Also je nach Sachlage Gespräche mit den Vorgesetzten, der betriebsärztlichen und 
sicherheitstechnischen Betreuung oder die Beratung durch die BGW. Im Konfliktfall hat die 
Interessenvertretung auch die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten. Der Rechtsweg 
ist für Betriebsräte und kirchliche Mitarbeitervertretungen unterschiedlich ausgestaltet. 
Betriebsräte können das Arbeitsgericht anrufen und dessen Entscheidung gegebenenfalls 
von zwei weiteren Instanzen überprüfen lassen.

Beanstandungen durch die betriebliche 
Interessenvertretung

Besonderheiten für Kirchen, Caritas und Diakonie

Bei der katholischen Kirche und Caritas sind das Kirchliche Arbeitsgericht und gegebenenfalls 
der Kirchliche Arbeitsgerichtshof als Revisionsinstanzen zuständig. Bei der evangelischen  
Kirche und Diakonie sind das Kirchengericht und gegebenenfalls der Kirchengerichtshof als 
Beschwerdeinstanzen zuständig.
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Sie können mit der Geschäftsleitung Betriebs- beziehungsweise Dienstvereinbarungen über 
weitergehende Maßnahmen für Sicherheit und Gesundheit treffen, um gesetzliche Stan-
dards zu erweitern oder betrieblich zu konkretisieren. Solche Vereinbarungen sind von der 
betrieblichen Interessenvertretung und vom Unternehmen jeweils zu beschließen und 
schriftlich niederzulegen. Sie sind dann für das Unternehmen rechtsverbindlich.

Die Berufsgenossenschaft ist als Unfallversicherung verlässliche Partnerin bei der Umset-
zung sicherer und gesunder Arbeitsbedingungen im Betrieb.

Für eine praxisnahe Prävention bieten wir Betriebsberatungen, Maßnahmen zur Fort- und 
Weiterbildung sowie eine Vielzahl von Medien. Darüber hinaus stehen wir Ihnen auch direkt 
für Fragen zur Verfügung. Wenden Sie sich telefonisch an Ihr regionales Kundenzentrum oder 
stellen Sie Ihre Frage über bgw-online.

Bei der BGW können Sie außerdem aus verschiedenen Unterstützungsleistungen auswählen. 
Die meisten sind für unsere versicherten Unternehmen kostenlos oder können finanziell 
gefördert werden.

Betriebs-/Dienstvereinbarung

Angebote der BGW
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BGW online für die betriebliche Interessenvertretung

„Ein Klick für die Gesundheit“ – Mit bgw-online haben Sie einen schnellen und praktischen 
Zugang zu unseren Angeboten. Hier finden Sie immer aktuelle sowie themenspezifische 
Informationen, beispielsweise zu den Themen Haut, Rücken oder Gefahrstoffe.

Medien-Center
In unserem Medien-Center können Sie unsere Broschüren und Arbeitshilfen downloaden 
oder bestellen. Hierzu gehören Vorschriften und Regeln, Praxisleitfäden, Broschüren zu ver-
schiedensten Themen und Vordrucke für Aushänge.

www.bgw-online.de/medien

 
Mit den Sicheren Seiten auf der sicheren Seite
Auf bgw-online bieten wir kleinen und Kleinstbetrieben die Sicheren Seiten an. Hier finden 
Sie die typischen Gefährdungen in der jeweiligen Branche. Außerdem: konkrete Ziele, 
Anforderungen, Dokumentationshilfen und Praxistipps.

www.bgw-online.de/sichere-seiten

Unsere Seminare für Sie

Die BGW bietet zwei Seminare speziell für die betriebliche Interessenvertretung an. In einem 
Seminar machen Sie sich umfassend mit den Rechtsgrundlagen von Sicherheit und Gesund-
heit bei der Arbeit vertraut. In einem zweiten Seminar lernen Sie, wie Sie eine Gefährdungs-
beurteilung professionell begleiten. Außerdem können Sie an Seminaren für Personen mit 
besonderen Aufgaben für Arbeitssicherheit und Gesundheit teilnehmen. Hierzu zählen unter 
anderem Veranstaltungen zu den Themen Stress, betriebliches Gesundheitsmanagement, 
betriebliches Eingliederungsmanagement, Unterweisungen sowie Management von Sicher-
heit und Gesundheit.

Die Seminare finden bundesweit in verschiedenen Schulungsstätten statt. Für Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter von bei der BGW versicherten Unternehmen sind die Schulungsan-
gebote kostenfrei.

www.bgw-online.de/seminare	 » Seminarkürzel MAV

www.bgw-online.de/seminare	 » Seminarkürzel GFBI

https://www.bgw-online.de/medien
https://www.bgw-online.de/sichere-seiten
http://www.bgw-online.de/seminare

https://www.bgw-online.de/seminare
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E-Learning für die betriebliche Interessenvertretung

Das BGW-Lernportal ermöglicht individuelles und flexibles Lernen ganz nach Bedarf, unab-
hängig von Ort und Zeit. Bilden Sie sich weiter mit interaktiven Lernprogrammen, mit prak-
tischen Beispielen sowie mit Online-Bibliotheken. Für Sie als Interessenvertretung können 
die folgenden Inhalte relevant sein:

Online-Lernangebote zu verschiedensten Themen
Im Lernportal finden Sie Online-Lernangebote für den Bereich Sicherheit und Gesundheit, 
die selbstständig in 15 bis 30 Minuten bearbeitet werden können. Diese können als Ergän-
zung zu Ihren Aufgaben als betriebliche Interessenvertretung dienen. Hier finden Sie unter 
anderem Programme zur Gefährdungsbeurteilung, zum Mutterschutz, zu psychischen Belas-
tungen und zu Unterweisungen.

Kurz und Kompakt
Sie möchten Ihre Themen lieber in kurzen Sequenzen bearbeiten? Kein Problem! Das Ange-
bot „Kurz und Kompakt“ stellt Ihnen die Informationen konzentriert und komprimiert zur 
Verfügung. Jede Einheit dauert maximal fünf Minuten.

www.bgw-online.de/lernportal

Organisationsberatung für Ihr Unternehmen

Die Beratung umfasst alle Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz 
und informiert über gesetzliche Vorschriften. Der Gewinn liegt aber nicht allein darin, Unfälle 
und Berufskrankheiten zu vermeiden – Organisationsentwicklungsprozesse helfen, die 
Gesundheit, Zufriedenheit und Motivation der Beschäftigten zu steigern. Die Angebote sind 
vielfältig – von der Analyse der Arbeitssituation über Personalbefragungen bis hin zu Strate-
gietagen zu den Themen Psyche, Rücken oder Krisenbewältigung. Wir helfen Ihnen gern.

www.bgw-online.de/organisationsberatung

Angebote der BGW

BGW Akademie Hamburg
Tel.:  +49 40 20207-2890

Fax: +49 40 20207-2895
Postfach 76 02 24
22052 Hamburg

BGW Akademie Dresden
Tel.:  +49 351 28889-6110

Fax: +49 351 28889-6140
Postfach 80 01 66
01101 Dresden

BGW Akademien
Das komplette Seminarprogramm mit der Möglichkeit zur Onlinebuchung finden Sie unter 

www.bgw-online.de/seminare

https://www.bgw-online.de/lernportal
https://www.bgw-online.de/organisationsberatung
https://www.bgw-online.de/seminare
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Kontakt – Ihre BGW-Standorte und Kundenzentren

Berlin · Spichernstraße 2–3 · 10777 Berlin
Bezirksstelle 		  Tel.: +49 30 89685-3701	 Fax: -3799
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 30 89685-0	 Fax: -3625
schu.ber.z*		  Tel.: +49 30 89685-3696 	 Fax: -3624

Bochum · Universitätsstraße 78 · 44789 Bochum
Bezirksstelle 		  Tel.: +49 234 3078-6401 	 Fax: -6419
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 234 3078-0 	 Fax: -6249
schu.ber.z*		  Tel.: +49 234 3078-0 	 Fax: -6379
studio78		  Tel.: +49 234 3078-6478 	 Fax: -6399

Bochum · Gesundheitscampus-Süd 29 · 44789 Bochum
campus29 		  Tel.: +49 234 3078-6333 	 Fax: – 

Delmenhorst · Fischstraße 31 · 27749 Delmenhorst
Bezirksstelle		  Tel.: +49 4221 913-4241 	 Fax: -4239
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 4221 913-0 	 Fax: -4225
schu.ber.z*		  Tel.: +49 4221 913-4160 	 Fax: -4233

Dresden · Gret-Palucca-Straße 1 a · 01069 Dresden
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 351 8647-0 	 Fax: -5625
schu.ber.z*		  Tel.: +49 351 8647-5701 	 Fax: -5711
Bezirksstelle		  Tel.: +49 351 8647-5771 	 Fax: -5777
		  Königsbrücker Landstraße 2 b · Haus 2  
		  01109 Dresden  
BGW Akademie		  Tel.: +49 351 28889-6110 	 Fax: -6140
		  Königsbrücker Landstraße 4 b · Haus 8  
		  01109 Dresden

Hamburg · Schäferkampsallee 24 · 20357 Hamburg
Bezirksstelle		  Tel.: +49 40 4125-2901 	 Fax: -2997
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 40 4125-0 	 Fax: -2999
schu.ber.z*		  Tel.: +49 40 7306-3461 	 Fax: -3403
		  Bergedorfer Straße 10 · 21033 Hamburg
BGW Akademie		  Tel.: +49 40 20207-2890 	 Fax: -2895  
		  Pappelallee 33/35/37 · 22089 Hamburg

Hannover · Anderter Straße 137 · 30559 Hannover
Außenstelle von Magdeburg
Bezirksstelle		  Tel.: +49 391 6090-7930	 Fax: -7939

Karlsruhe · Philipp-Reis-Straße 3 · 76137 Karlsruhe
Bezirksstelle		  Tel.: +49 721 9720-5555	 Fax: -5576
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 721 9720-0 	 Fax: -5573
schu.ber.z*		  Tel.: +49 721 9720-5527 	 Fax: -5577

Köln · Bonner Straße 337 · 50968 Köln
Bezirksstelle		  Tel.: +49 221 3772-5356 	 Fax: -5359
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 221 3772-0 	 Fax: -5101
schu.ber.z*		  Tel.: +49 221 3772-5300 	 Fax: -5115

Magdeburg · Keplerstraße 12 · 39104 Magdeburg
Bezirksstelle		  Tel.: +49 391 6090-7920 	 Fax: -7922
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 391 6090-5 	 Fax: -7825

Mainz · Göttelmannstraße 3 · 55130 Mainz
Bezirksstelle		  Tel.: +49 6131 808-3902 	 Fax: -3997
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 6131 808-0 	 Fax: -3998
schu.ber.z*		  Tel.: +49 6131 808-3977 	 Fax: -3992

München · Helmholtzstraße 2 · 80636 München
Bezirksstelle		  Tel.: +49 89 35096-4600 	 Fax: -4628
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 89 35096-0 	 Fax: -4686
schu.ber.z*		  Tel.: +49 89 35096-0 

Würzburg · Röntgenring 2 · 97070 Würzburg
Bezirksstelle		  Tel.: +49 931 3575-5951 	 Fax: -5924
Bezirksverwaltung	 Tel.: +49 931 3575-0 	 Fax: -5825
schu.ber.z*		  Tel.: +49 931 3575-5855 	 Fax: -5994

*schu.ber.z = Schulungs- und Beratungszentrum

Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst  
und Wohlfahrtspflege (BGW)
Hauptverwaltung
Pappelallee 33/35/37 · 22089 Hamburg
Tel.: +49 40 20207-0
Fax: +49 40 20207-2495
www.bgw-online.de

Diese Übersicht wird bei jedem Nachdruck aktualisiert. 
Sollte es kurzfristige Änderungen geben, finden Sie  
diese hier:

www.bgw-online.de/kontakt

https://www.bgw-online.de/
https://www.bgw-online.de/kontakt


BGW-Medien
Tel.: +49 40 20207-4846
E-Mail: medienangebote@bgw-online.de
Das umfangreiche Angebot finden Sie online in unserem 
Medien-Center.

BGW-Beratungsangebote
Tel.: +49 40 20207-4862
Fax: +49 40 20207-4853
E-Mail: gesundheitsmanagement@bgw-online.de

Versicherungs- und Beitragsfragen
Tel.: +49 40 20207-1190
E-Mail: beitraege-versicherungen@bgw-online.de

Unsere Servicezeiten finden Sie unter:

www.bgw-online.de/medienwww.bgw-online.de/beitraege

Beratung und Angebote

So finden Sie Ihr zuständiges  
Kundenzentrum

Auf der Karte sind die Städte verzeich-
net, in denen die BGW mit einem 
Standort vertreten ist. Die farbliche 
Kennung zeigt, für welche Region ein 
Standort zuständig ist.

Jede Region ist in Bezirke unterteilt, 
deren Nummer den ersten beiden Zif
fern der dazugehörenden Postleitzahl 
entspricht.

Ein Vergleich mit Ihrer eigenen Postleit-
zahl zeigt, welches Kundenzentrum 
der BGW für Sie zuständig ist.

Auskünfte zur Prävention erhalten Sie 
bei der Bezirksstelle, Fragen zu Reha
bilitation und Entschädigung beant-
wortet die Bezirksverwaltung Ihres 
Kundenzentrums.

mailto:medienangebote%40bgw-online.de?subject=
mailto:gesundheitsmanagement%40bgw-online.de?subject=
mailto:beitraege-versicherungen%40bgw-online.de?subject=
https://www.bgw-online.de/medien
https://www.bgw-online.de/beitraege
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BGW · Pappelallee 33/35/37 · 22089 Hamburg

www.bgw-online.de

https://www.bgw-online.de/
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